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Niederschrift





über die 16. Sitzung des Haushalts- und Finanzausschusses des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt am Mittwoch, dem 22. 4. 1998, in der Landesgeschäftsstelle, Sternstr. 3, 39104 Magdeburg











Beginn:	10:04 Uhr					Ende: 	13:40 Uhr





Anwesend:





a) Mitglieder:





Frau Schumann (Vorsitzende)�
Kämmerin Stadt Naumburg�
�
Herr Eisermann�
Kämmereiamtsleiter Landeshauptstadt Magdeburg�
�
Herr Grosse�
Bürgermeister Gemeinde Wulferstedt�
�
Frau Hiob�
Kämmereiamtsleiterin VG Elster-Seyda-Klöden�
�
Frau Lehnert�
Kämmereiamtsleiterin Stadt Könnern�
�
Frau Masche�
Kämmereiamtsleiterin Stadt Quedlinburg�
�
Herr Müller�
Kämmerer Stadt Stendal�
�
Herr Rosenbaum�
Stadtrat Stadt Gommern�
�
Frau Rößner�
Finanzdezernentin Stadt Merseburg�
�



b) stellvertretende Mitglieder:





Frau von Baehr�
Bürgermeisterin Stadt Gardelegen�
�
Herr Kessing�
Beigeordneter für Finanzen Stadt Dessau�
�



c) Gäste:





Herr Reinhold�
MI LSA, Referatsleiter 32 (bis einschl. TOP 3)�
�
Herr Seidler�
MI LSA, Sachbearbeiter 32.13 (bis einschl. TOP 3)�
�
Herr Dr. Hornickel�
Kämmerer Stadt Bernburg�
�
Frau Settler�
Finanzdezernentin Lutherstadt Eisleben�
�
Frau Schwiertz�
Kämmereiamtsleiterin VG Kläden�
�
Frau Hoffmann�
Kämmerin Stadt Zeitz�
�















d) von der Landesgeschäftsstelle:





Landesgeschäftsführer Dr. Kregel (bis einschl. TOP 5)


Referent Liebenehm (zu TOP 6)


Referentin Hanisch





Es fehlen:





Frau Gruß �
Kämmereiamtsleiterin Stadt Salzwedel�
�
Herr Huth�
Kämmereiamtsleiter VG Wethautal�
�
Frau Schlüsselburg�
Verwaltungsamtsleiterin VG Kläden�
�
Herr Schumann�
Verwaltungsamtsleiter VG Huy�
�






Tagesordnung:





Begrüßung


Genehmigung der Niederschrift über die 15. Sitzung am 8. 10. 1997


Modellvorhaben (§ 133 Abs. 4 GO LSA), Experimentierklausel (§ 146 GO LSA)


Neuregelung der Grundsteuer;�Erste Bewertung


Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer


a) 	Verordnung des Landes über Schlüsselzahlen und Zahlungsmodalitäten


b) 	Entwurf eines Gesetzes zur Datenermittlung für den Verteilungsschlüssel des Gemeindeanteils am Umsatzsteueraufkommen (GUDG)


Erfahrungsaustausch zum Euro in den Kommunen


Haushaltssituation der Gemeinden


Anfragen und Anregungen








TOP 1: 	Begrüßung





Frau Schumann begrüßt die Anwesenden, insbesondere als Gäste die Herren Reinhold und Seidler vom MI LSA. 





TOP 2:	Genehmigung der Niederschrift über die 15. Sitzung am 8. 10. 1997 





Die Niederschrift über die 15. Sitzung des Haushalts- und Finanzausschusses am 8. 10. 1997 wird einstimmig genehmigt. 





TOP 3: 	Modellvorhaben (§ 133 Abs. 4 GO LSA), Experimentierklausel �		(§ 146 GO LSA) 





Herr Dr. Kregel erläutert die Bedeutung der neu in die GO LSA eingefügten Vorschriften. Insbesondere bestehe die Chance, über einen Antrag nach § 133 Abs. 4 GO LSA unnütze Standardvorschriften über die Praxis zu korrigieren. Die Anträge müßten konstruktiv sein, aus der Begründung zu den Anträgen müßte sich ein vernünftiges Konzept ergeben. Eine (Verwaltungs-) Vorschrift darüber, wie die Anträge formal und inhaltlich auszugestalten seien, sei nicht notwendig. Es gehe darum, formlose, aber inhaltlich begründete Vorschläge zu entwickeln und entsprechende Anträge zu stellen, um eine Befreiung von unsinnigen Vorschriften zu erreichen. 





Herr Reinhold unterstreicht die Bedeutung des § 133 Abs. 4 GO LSA. Gerade weil eine Verbesserung der Einnahmesituation der Kommunen durch höhere Zuweisungen des Landes nicht zu erwarten sei, sei es wichtig, auf der Ausgabenseite nach Möglichkeiten zu suchen, Aufgaben zu begrenzen, zu reduzieren oder Standards auf sonstige Weise zu minimieren. Das MI LSA sei überrascht darüber, daß bisher lediglich drei Anträge von Kommunen nach § 133 Abs. 4 GO LSA gestellt worden seien. Ein Antrag betreffe Aufgaben nach dem Gesetz zur Förderung und Betreuung von Kindern (KiBeG). Dem Ausnahmeantrag solle stattgegeben werden. Es liege noch ein weiterer Antrag aus dem Bereich KiBeG vor, der dritte Antrag sei unscharf formuliert. 





Herr Dr. Kregel ergänzt, daß ihm darüber hinaus bekannt sei, daß die VG Teucherner Land einen Ausnahmeantrag zur Zuständigkeit im Gewerberecht gestellt habe. Außerdem solle ein Antrag der Stadt Dessau zu Abfindungen für Personal, das ausscheidet, vorliegen. Herr Reinhold antwortet, der Antrag der Stadt Dessau sei nach § 73 Abs. 3 GO LSA und nicht nach § 133 Abs. 4 GO LSA entschieden worden. Zu dem Antrag der VG Teucherner Land erklärt Herr Seidler, daß dieser Antrag dem MI noch nicht bekannt sei. 





Herr Reinhold führt aus, daß das MI LSA nach § 133 Abs. 4 GO LSA das Benehmen mit anderen Ressorts (Fachressorts) herstellen müsse. Dies gestalte sich schwierig. Herr Dr. Kregel antwortet, daß ”Gegenwind aus den Fachressorts” zu erwarten sei. Das MI LSA habe aber die Querschnittsaufgabe, über Modellvorhaben zu entscheiden. Er wünsche dem MI LSA den Mut, Anträge von Kommunen positiv zu bescheiden. 





Herr Dr. Kregel stellt fest, daß die Zahl der bisher vorliegenden Anträge aus kommunaler Sicht völlig unbefriedigend ist. Anregungen müßten aus der Praxis kommen. Die Kämmerer und Bürgermeister müßten ihre Chancen erkennen und darauf drängen, daß von der Vorschrift Gebrauch gemacht wird. Es dürfe nicht dazu kommen, daß Chancen vertan würden und das Modellvorhaben mangels Nachfrage der Kommunen als gescheitert angesehen werden müßte. Herr Dr. Kregel bittet die Ausschußmitglieder, der Landesgeschäftsstelle immer eine Durchschrift von Anträgen nach § 133 Abs. 4 oder 146 GO LSA zuzuleiten. 





Herr Dr. Kregel stellt fest, daß der Dienstweg oft zu lange dauere. Herr Reinhold antwortet, daß die Verfahrensdauer beim ersten Antrag tatsächlich zu lang gewesen sei. Dies liege daran, daß sich das Genehmigungsverfahren noch nicht eingespielt habe und daran, daß andere Ressorts zu beteiligen seien. In Zukunft werde es wesentlich schneller gehen. 





Herr Kessing berichtet über die Verfahrensdauer eines Antrages der Stadt Dessau. Der Antrag sei im September 1997 gestellt worden, die Entscheidung sei am 31. 3. 1998 getroffen worden. Herr Kessing bittet um mehr Kommunikation der Aufsichtsbehörden mit den Kommunen, damit die Verfahrensdauer verkürzt werden kann. Herr Kessing nennt mehrere Beispiele für Modellvorhaben. In Dessau befindet sich in einem Gebäude sowohl ein Hort als auch eine Kindertagesstätte. Die Stadt Dessau wolle erreichen, daß nur eine Leitung für beide Einrichtungen vorzuhalten sei. Außerdem würden Überlegungen angestellt, einen Antrag zu Vorschriften des Baurechts zu stellen. Die Unterbringung von Asylbewerbern in Wohnungen sei zu teuer und werde erhebliche Probleme im Haushalt der Stadt verursachen. 





Frau Rößner erwähnt den großen Verwaltungsaufwand beim Verfahren von Durchlaufspenden. Die Mitwirkungsverpflichtung der Kommunen ergebe sich aus § 7 der Einkommensteuerdurchführungsverordnung. Es sei zu überlegen, diese Zuständigkeit auf die Finanzämter zu übertragen. 





Herr Seidler führt aus, daß zu § 146 GO LSA erheblich mehr Anträge gestellt worden seien. Das gesamte Spektrum des Haushaltsrechts werde ausgenutzt. In den nächsten Wochen werde es mehrere Genehmigungen durch das MI LSA geben. Das MI LSA beabsichtige nicht, Ausführungsbestimmungen zu § 146 GO LSA zu erlassen. In einem Gespräch im MI LSA mit den Regierungspräsidien, an dem auch die Landesgeschäftsstelle des SGSA teilgenommen habe, sei allerdings über Eckpunkte zu Form und Inhalt der Anträge gesprochen worden. 





Herr Reinhold informiert darüber, daß 1998 auch eine Änderung der GemHVO und der GemKVO geplant sei. Die Verordnungen sollen bis Ende des Jahres überarbeitet werden. Es seien generelle Regelungen zu typischen Bereichen der Budgetierung geplant. Herr Reinhold und Herr Dr. Kregel bitten darum, daß Anregungen hierzu aus dem Kreis der Städte, Gemeinden und Verwaltungsgemeinschaften über den SGSA an das MI LSA gegeben werden. 





Herr Dr. Kregel spricht § 94 Abs. 1 GO LSA an. Danach ist die Haushaltssatzung vom Gemeinderat nach mindestens zweimaliger öffentlicher Beratung zu beschließen. Herr Dr. Kregel sieht in dieser Vorschrift einen typischen Fall für die Experimentierklausel, weil insbesondere in kleinen Gemeinden die einmalige Beratung ausreiche. 





TOP 4: 	Neuregelung der Grundsteuer;


		Erste Bewertung





Frau Hanisch führt unter Bezug auf das als Tischvorlage verteilte Papier des Deutschen Städte- und Gemeindebundes vom 6. 4. 1998 in das Thema ein. Aufgrund der mittelfristig zu erwartenden Übertragung der Zuständigkeit für die Grundsteuerbewertung von den Ländern auf die Gemeinden sei es wichtig, daß die Gemeinden sich in einem frühen Stadium einbringen und Vorschläge für die Bewertung unterbreiten. Dabei komme es insbesondere darauf an, zwischen einer gerechten Besteuerung und einer verwaltungseinfachen wertunabhängigen Besteuerung abzuwägen. 





Frau Schumann weist auf den zu erwartenden Finanz- und Verwaltungsaufwand hin und fordert eine Kostenerstattung hierfür. 





Frau Rößner betont die Bedeutung der Grundsteuer für die Gemeinden als verläßlichere Einnahme als die Gewerbesteuer. Es sei die Frage zu stellen, ob die Gemeinden zu einer Wertfortschreibung in der Lage seien. Eine Alternative sei, die Zuständigkeit für die Bewertung bei den Finanzämtern zu belassen, wofür die Kommunen eine Umlage zahlen könnten. 





Herr Rosenbaum hält eine Übertragung der Zuständigkeit für die Bewertung auf die Kommunen nicht für machbar. 





Herr Kessing zieht die Parallele zum Straßenausbaubeitragsrecht und weist auf die Schwierigkeiten bei der Erhebung der Grundlagen hin. 





Frau Schumann hält auch ein verwaltungseinfacheres, wertunabhängiges Verfahren für schwierig. Schwierigkeiten sieht sie insbesondere darin, daß die Gemeinden den Finanzämtern zuarbeiten müßten, zum Beispiel bei der Bestätigung, wer Grundstückseigentümer ist, für Steuerbefreiungen.





Herr Dr. Kregel weist auf folgendes hin:





Käme es zu keiner Zuständigkeitsverlagerung für die Bewertung, so würde das Land die Bewertung nur noch für die Grundsteuer - und damit für die Gemeinden - durchführen, weil die Bewertung für die Erbschafts- und Vermögenssteuer nicht mehr erforderlich sei. Realistisch müsse davon ausgegangen werden, daß die Zuständigkeit für die Bewertung auf die Kommunen übertragen werde. Ziel der Überlegungen auf kommunaler Ebene müsse sein, eine Vereinfachung des Verfahrens zu erreichen.





Die Ergebnisse der Einheitsbewertung durch die Finanzämter seien weit von den realen Grundstückswerten entfernt. Eine materielle Änderung des Bewertungsrechts müsse auf jeden Fall erfolgen. 





Herr Dr. Kregel erläutert den Beschlußvorschlag des DStGB vom 6. 4. 1998 (Tischvorlage). Als Konsequenz aus Nr. 1 des Beschlußvorschlages ergebe sich die Aufgabe, das geltende Bewertungsrecht zu ändern und einen ”schlanken” kommunalen Vorschlag zu unterbreiten. Ein finanzieller Ausgleich (Nr. 3 des Beschlußvorschlages) werde gefordert, eine Durchsetzung der Forderung sei aber nicht realistisch. Zu Nr. 2 des Beschlußvorschlages müsse die Wechselwirkung zum FAG berücksichtigt werden. 





Auch Herr Müller hält es für realistisch, daß die Zuständigkeit für die Bewertung auf die Kommunen übertragen wird. Er begrüßt ein Verfahren, in dem die Selbstveranlagung möglich ist. Wichtig sei, daß das kommunale Hebesatzrecht beibehalten werde. 





Herr Eisermann hält eine reine Bodenwertsteuer (ohne Berücksichtigung des Gebäudewertes) für ideal. 





Frau Schumann und Frau Lehnert sehen in der Bewertung des Bodens kein Problem, schwierig sei aber die Bewertung von Gebäuden. Frau Hoffmann ergänzt, daß die halbe Stadt Zeitz unvermessen sei. 





Herr Rosenbaum weist darauf hin, daß eine Vereinfachung des Verfahrens zu einer sehr starken Abweichung von den bisherigen Werten führen könne. Am kompliziertesten sei die Ermittlung für Gewerbe und Industrie. 





Frau Rößner weist darauf hin, daß der Bodenrichtwert zum Teil stagniere. Dies hänge davon ab, ob in der Umgebung Verkäufe stattgefunden hätten oder nicht. 





Herr Müller befürchtet, daß die Einspruchs- und Klagebereitschaft steigen könnte, wenn die Kommunen die Bewertung vornähmen. Er legt deshalb Wert darauf, daß die Grundsteuerzahl bundesrechtlich festgelegt wird. Auch Frau Schumann ist der Meinung, daß sowohl die Gebäudekennziffer als auch die Grundsteuerzahl bundesrechtlich festgelegt werden müßte. Herr Dr. Kregel weist in diesem Zusammenhang auf die Ausführungen auf S. 5 der Tischvorlage hin, und sieht Probleme bei einer bundeseinheitlichen Regelung. 





Frau Schumann bittet die Ausschußmitglieder, der Landesgeschäftsstelle bis zum 15. 5. 1998 ihre Auffassung zu der in der Tischvorlage dargestellten Bewertung mitzuteilen bzw. ergänzende Anregungen zu geben. Im übrigen läßt Frau Schumann über den Beschlußvorschlag (für die nächste Sitzung des Präsidiums des DStGB) in der Tischvorlage abstimmen. Er lautet: 





”1. 	Die Städte und Gemeinden sind nicht in der Lage, eine ertragsorientierte Bewertung für die Grundsteuer nach den Vorschriften des Bewertungsgesetzes durchzuführen. Das Präsidium lehnt daher eine Zuständigkeitsverlagerung auf der Grundlage geltenden Rechts ab. 





2. 	Sollten die Länder auf einer Zuständigkeitsverlagerung bestehen, so bedingt dies eine vollständige Änderung des Grundsteuersystems. Ein solches System könnte sich bspw. an den Parametern Grundstücksfläche, Gebäudekennziffer und Grundsteuerzahl orientieren; das kommunale Hebesatzrecht ist unverzichtbar. 





3. 	Das Präsidium fordert, daß die Städte und Gemeinden im Falle einer Aufgabenübertragung einen Ausgleich für den bei ihnen entstehenden zusätzlichen Verwaltungsaufwand erhalten.”





Der Haushalts- und Finanzausschuß faßt den Beschluß entsprechend dem Vorschlag bei einer Gegenstimme, wobei Einigkeit darüber besteht, daß über die Einzelheiten des unter Nr. 2 dargestellten Systems noch nachgedacht und weiter beraten werden muß. Der Haushalts- und Finanzausschuß wird sich in seiner nächsten Sitzung erneut mit dem Thema Grundsteuer befassen. 





TOP 5:	Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer





Verordnung des Landes über Schlüsselzahlen und Zahlungsmodalitäten





Frau Hanisch berichtet über die niedersächsische Verordnung über die Aufteilung und Auszahlung des Gemeindeanteils an der Umsatzsteuer. Danach erhalten die Gemeinden in Niedersachsen zum 15. März, 15. Juni, 15. September und 15. Dezember des Erhebungsjahres für das jeweils laufende Kalenderjahr Abschlagszahlungen auf ihren Anteil am Aufkommen der Umsatzsteuer. Im Verordnungsentwurf des Landes Sachsen-Anhalt sind dagegen dieselben Zahlungstermine wie bei der Einkommensteuer vorgesehen (bis zum 1. Mai, 1. August und 1. November Abschlagszahlungen und bis zum 1. Februar des Folgejahres Schlußzahlung). In der Stellungnahme zu dem Verordnungsentwurf hat die Landesgeschäftsstelle darum gebeten, in Sachsen-Anhalt die selben Zahlungstermine festzulegen wie in Niedersachsen. Der Ausschuß nimmt dies zustimmend zur Kenntnis.





In diesem Zusammenhang kommt Herr Dr. Kregel auf die späten Zahlungstermine bei der Einkommensteuer zu sprechen. Aus dem Kreis des Ausschusses wird angeregt, dies über die Bundesverbände aufzugreifen, wobei das Ziel ist, eine frühere Auszahlung der Einkommensteueranteile zu erreichen. 





Entwurf eines Gesetzes zur Datenermittlung für den Verteilungsschlüssel des Gemeindeanteils am Umsatzsteueraufkommen (GUDG)





Herr Dr. Kregel berichtet unter Bezug auf den mit der Einladung übersandten Auszug aus dem Vorbericht zur Präsidiumssitzung am 6. 4. 1998 über den Verfahrensstand. Einen wirtschaftsbezogenen Schlüssel (endgültigen Verteilungsschlüssel) werde es in der im Gemeindefinanzreformgesetz (GFRG) vorgesehenen Zeit nicht geben. Die Übergangsregelung werde verlängert werden. Der Bundesrat habe beschlossen, als viertes Schlüsselmerkmal die Anzahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in den Katalog der Schlüsselmerkmale für den endgültigen Verteilungsschlüssel aufzunehmen. Damit sei der Bundesrat einem von drei Änderungsanträgen der neuen Länder und Berlins in modifizierter Form gefolgt. 





Zwei weitere Änderungsanträge der neuen Länder und Berlins habe der Bundesrat abgelehnt. Die Änderungsanträge betrafen die gemeindescharfe Zuordnung der Schlüsselmerkmale sowie eine Berücksichtigung des niedrigen Lohnniveaus in den neuen Ländern durch eine Gewichtung des Schlüsselmerkmals Löhne und Gehälter. Der zuletzt genannte Vorschlag werde sich gegenüber den alten Bundesländern kaum durchsetzen lassen, weil das Lohnniveau auch in den alten Bundesländern unterschiedlich sei. 





Darüber hinaus sei von dem Schwesterverband in Mecklenburg-Vorpommern angeregt worden, die Datenermittlung zu ergänzen und eine Erhebung der Daten zu den Sonderabschreibungen bei den Betrieben durchzuführen. Hierzu würden die großen Werftstandorte in Mecklenburg-Vorpommern noch Berechnungen vornehmen und das Ergebnis in die weiteren Beratungen einbringen. 





TOP 6: 	Erfahrungsaustausch zum Euro in den Kommunen





Frau Schumann begrüßt zu diesem Tagesordnungspunkt Herrn Liebenehm und bittet ihn um Ausführungen zum Thema. 





Herr Liebenehm bezieht sich auf die als Tischvorlagen verteilten Unterlagen (1. Vortrag im Rahmen des Lehrganges zur Einführung des Euro für Landesbedienstete am 7./8. April 1998 in Magdeburg ”Euro in Kommunen”, 2. Vorabdruck des KNSA-Beitrages Nr. 198/98 vom 24. 4. 1998). Herr Liebenehm stellt Literatur zum Thema vor und informiert über Pilotvorhaben des Ostdeutschen Sparkassen- und Giroverbandes (OSGV). Es gebe insgesamt fünf Pilotkommunen, eine davon sei Wernigerode. Die Arbeit des OSGV-Pilotprojekts werde voraussichtlich Ende 1998 abgeschlossen sein. Es werde ein kommunaler Leitfaden erstellt, der allen Kommunen zur Verfügung gestellt werde. 





Daneben müsse aber jede Kommune ein eigenes Konzept entwickeln. Es gehe darum, in einem ersten Schritt den Umstellungsbedarf zu ermitteln, danach einen Handlungsplan und schließlich einen konkreten Zeit- und Maßnahmeplan zu erarbeiten. Insbesondere seien Umstellungen im Haushaltsplan, bei den Gebühren und Beiträgen und bei Automaten erforderlich. Der umfangreichste Umstellungsbedarf bestehe bei der Datenverarbeitung. Da die Datenverarbeitungslandschaft in Sachsen-Anhalt zersplittert sei, sei eine Kontaktaufnahme mit dem Softwarelieferanten erforderlich. 





Auf Landesebene sei eine Arbeitsgruppe eingerichtet worden, in der die kommunalen Spitzenverbände einen Gaststatus hätten. Leider sei das MI LSA nicht beteiligt, so daß die Schnittstelle zur Kommunalaufsicht fehle. 





Für den 20. 7. 1998 sei eine Informationsveranstaltung in Wernigerode mit den Europaabgeordneten aus Sachsen-Anhalt und dem Präsidenten des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt geplant. Der Oberbürgermeister der Stadt Wernigerode, Herr Hoffmann, werde einen Erfahrungsbericht über das Pilotprojekt geben. 





Auf die Frage von Frau Schumann, wann der Umrechnungskurs von DM zu Euro feststehen werde, antwortet Herr Liebenehm, dies müsse zum 1. 1. 1999 der Fall sein. Herr Kessing ergänzt, daß der Faktor nach seiner Information bereits im Mai 1998 feststehen werde. Herr Liebenehm kündigt eine entsprechende Information über die Kommunalnachrichten an, sobald der Umrechungskurs bekannt ist. 





Herr Dr. Hornickel berichtet darüber, daß die Stadt Bernburg vom Landkreis aufgefordert worden sei, einen Bericht zur Einführung des Euro abzugeben. An die Ausschußmitglieder im Bereich der Regierungspräsidien Magdeburg und Halle ist keine entsprechende Aufforderung ergangen. 








TOP 7:	Haushaltssituation der Gemeinden





Aufgrund der vorangeschrittenen Zeit und weil bereits einige Ausschußmitglieder die Sitzung verlassen haben, bittet Frau Schumann darum, nur über einige wenige Fakten zu sprechen und die Sitzung dann zu beenden. 





Herr Dr. Hornickel spricht Zinsforderungen des Landes für Fördermittel, die in zurückliegenden Jahren verspätet verwendet worden sind, an. Aus dem Kreis des Ausschusses wird bestätigt, daß das Land rechtzeitig vor Eintritt der Verjährung Zinsen von den Kommunen fordere und daß Widersprüche bisher nicht erfolgreich gewesen seien. 





Herr Kessing weist darauf hin, daß die Sozialausgaben in Dessau drastisch angestiegen seien. 





Frau von Baehr berichtet über Schwierigkeiten, vom Landkreis Informationen über die Grundlagen für die Erhebung der Kreisumlage zu erhalten. 





TOP 8:	Anfragen und Anregungen





Obwohl bereits mehr als die Hälfte der Ausschußmitglieder die Sitzung verlassen haben, bittet Frau Hanisch darum, noch das Thema ”Gewerbesteuerliche Zerlegung des Meßbetrages der Deutschen Telekom AG” zu behandeln. Unter Bezug auf das als Tischvorlage verteilte Schreiben des DStGB vom 9. 4. 1998 informiert sie darüber, daß gegen die Zerlegung des Meßbetrages der Deutschen Telekom AG nach § 29 GewStG von einigen Gemeinden Widerspruch eingelegt worden sei. Daraufhin habe das Finanzministerium Nordrhein-Westfalen einen Zerlegungsschlüssel festgesetzt, der sich aus folgenden Komponenten zusammensetze:





25 % Arbeitslöhne in der Betriebsstätte, 


25 % Wohnorte der Arbeitnehmer,


50 % Umsatz in der Gemeinde.





Aus der Orientierung am Wohnort der Arbeitnehmer resultiere eine Erhöhung bzw. Neuzuteilung des Zerlegungsbetrages für die Umlandgemeinden der Niederlassungen der Deutschen Telekom AG. 





Der DStGB habe seine Mitgliedsverbände um eine Einschätzung zu dem jetzt vom Finanzministerium Nordrhein-Westfalen gefundenen Zerlegungsschlüssel und zur Frage der rückwirkenden Anwendung des Zerlegungsschlüssels gebeten. Frau Hanisch bittet die Ausschußmitglieder um ein Meinungsbild. Aus den Äußerungen wird deutlich, daß sich niemand für eine Berücksichtigung der Komponente ”Wohnorte der Arbeitnehmer” ausspricht. Aufgrund der zu erwartenden erheblichen Widerstände seitens der zur Rückzahlung verpflichteten Städte und Gemeinden sollte der Zerlegungsschlüssel nicht rückwirkend angewendet werden. 














gez. Schumann			gez. Dr. Kregel			gez. Hanisch


Vorsitzende				Landesgeschäftsführer		Protokollführerin
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